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… bei der Ausfertigung  
von verkehrsrechtlichen
 Anordnungen
Für jede Arbeit, die sich auf den
öffentlichen Verkehr auswirkt, ist
gem. § 45 Absatz 6 StVO1 eine
Verkehrsrechtliche Anordnung er-
forderlich. Deren Erteilung ist ein
hoheitlicher Akt, der grundsätz-
lich durch die zuständige Ver-
kehrsbehörde vollzogen wird (§ 45
Abs. 1 StVO). Soweit es sich um
Straßen bauarbeiten handelt, ist
das Straßenbauamt gleichberech-
tigt – unter Vorbehalt der Ver-
kehrsbehörde – zuständig (§ 45
Abs. 2 StVO).
Urteil: Verkehrsbeschränkungen
durch Verkehrszeichen kann nur
die zuständige Behörde anordnen.
Der Bauunternehmer darf die An-
ordnungen nur durchführen und
dabei nicht von ihnen abweichen,
sonst sind von ihm aufgestellte
Vorschriftzeichen nichtig, auch
wenn sie als sachgerecht erschei-
nen.2

Weitere Regelungen ergeben sich
aus StVO und VwV-StVO zu § 45
Absatz 1 und Absatz 23 sowie den
RSA, Teil A, Abschnitt 1.4 (1)4. Zu
Form und Inhalt der Verkehrs-
rechtlichen Anordnung werden
dort in Absatz 2 folgende Punkte
aufgezählt, die eine Anordnung
enthalten muss (nicht nur
„kann“):
a) Großräumige Beschreibung

der Örtlichkeit
b) Nähere Angaben zur Lage der

Arbeitsstelle
c) Breiten der Straßenteile, die

von den Arbeiten betroffen
sind (z. B. Breiten von Behelfs-
fahrstreifen)

d) Beginn und Ende der Arbeiten

e) Zeitlicher Ablauf der Einrich-
tung und Räumung

f) Vorgesehene Verkehrszeichen
und -einrichtungen (Verkehrs-
zeichenplan)

g) Vorübergehend zu ändernde
Verkehrszeichen (z. B. Rück-
bau am Wochenende)

h) Dauerhaft zu ändernde Ver-
kehrszeichen während der Ar-
beiten

i) Name und Telefonnummer des
oder der Verantwortlichen für
die Verkehrssicherung

j) Ggf. Signallageplan und Si-
gnalzeiten- bzw. -lageplan

k) Name und Telefonnummer des
für die Signalanlage Verant-
wortlichen 

l) Ggf. Umleitungsplan.
Einige dieser Punkte werden lei-
der seitens der anordnenden Be-
hörden zu oft vergessen oder er-
füllen in ihrer Darstellung nicht
die Anforderungen an einen ho-
heitlichen Akt. Nachfolgend eini-
ge Anmerkungen zu den wichtig-
sten Abweichungen.
Zu c: Es die ureigenste und  funda -
mentale Aufgabe des Anordnen-
den, festzulegen, welcher Bereich
des öffentlichen Verkehrsraums
für eine Arbeitsstelle genutzt
werden darf, woraus sich ergibt,
welche Bereiche von Hindernis-
sen freizuhalten sind. Nur dann
sind Verkehrsbehinderungen oder
-gefährdungen weitgehend aus-
geschlossen. Die Behörde darf es
nicht dem ausführenden Unter-
nehmer überlassen, eine Arbeits-
stelle vor Ort nach Gutdünken
auszugestalten.
Zu f: Die anordnende Behörde
muss alle Elemente der Arbeits-
stellensicherung konkret mit ihrer
örtlichen Lage im Verkehrszei-
chenplan auf Grundlage der StVO
festlegen (§ 45 Abs. 2 StVO). For-
mulierungen wie „Haltverbote
nach örtlicher Notwendigkeit“
sind unzulässig und lassen die

benheiten selbst genau genug
kennen oder diese in Anordnun-
gen mitunter offensichtlich igno-
riert werden. Anders sind die
vielfach auftretenden Differenzen
zwischen Theorie der Anordnung
und Praxis vor Ort kaum zu er-
klären (Bilder 2 und 3). Dem Un-
ternehmer kann dabei zwar kein
grundsätzlicher Vorwurf gemacht
werden – ihm müsste aber spätes -
tens bei der Einrichtung der Ar-
beitsstelle auffallen, dass Wider-
sprüche in der Beschilderung vor-
handen sind, und dann die an-
ordnende Stelle um Klärung bit-
ten.
Dass zudem nach RSA auch zeit-
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Verkehrsrechtliche Anordnung
insgesamt nichtig werden!
Urteil: Die Verkehrsbehördliche
Anordnung ist ein hoheitlicher
Akt der zuständigen Behörde und
kann nicht in die freie Entschei-
dung von Privatpersonen gegeben
werden.
Eine Verkehrsbehördliche Anord-
nung leidet an einem besonders
schwerwiegenden Fehler, wenn
diese nur Rahmenvorgaben ent-
hält und damit die Straßenver-
kehrsbehörde wesentliche Festle-
gungen der Verkehrsbehördlichen
Anordnung nicht selbst trifft,
sondern Dritten überlässt, nach
eigenem Ermessen und je nach
Bedarf Arbeitsstellen einzurich-
ten. Derartige Verkehrsbehördli-
che Anordnungen sind nichtig.5

Zu g und h: Gerade diese Punkte
werden trotz ihrer verkehrsrecht-
lichen Relevanz bei  Anordnun-
gen meist sehr stiefmütterlich be-
handelt. Schließlich darf der aus-
führende Unternehmer gemäß §
45 StVO keinesfalls von sich aus
vor Ort Entscheidungen fällen
(siehe obiges Urteil). Festzustellen
ist aber auch, dass nicht alle An-
ordnenden die örtlichen Gege-
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Bild 1: Nicht genehmigte Ausweitung der Baustelle mit Verkehrsgefährdung

Bilder 2 und 3: Sinnlose Anordnung von… …bereits vorhandenen Beschilderungen
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Angaben besteht zwar, muss al-
lerdings auch konsequent ver-
folgt werden.
RSA Teil A, 1.4
(4) Dem Antragsteller kann ge-
stattet werden, die Angaben zu
den Punkten i) und k) auch bis
zum Beginn der Einrichtung der
Arbeitsstelle nachzureichen.
Im Übrigen sei an dieser Stelle
auf RSA Teil A 1.4 (3) hingewie-
sen, wonach z. B. ein ausschließ-
lich im Büro angestellter Mitar-
beiter des ausführenden Unter-
nehmers als Verantwortlicher für
die Verkehrsabsicherung nicht in-
frage kommt, es aber auch nicht,
wie sich dies in manchen An-
tragsformularen findet, der Bau-
leiter selbst sein muss. 
RSA Teil A, 1.4
(3) Als Verantwortlicher im Sinne
von i) und k) kann benannt wer-
den, wer jederzeit  direkten Zugriff
auf die Arbeitsstelle vor Ort hat
und über ausreichende Entschei-
dungsvollmachten im Rahmen des
Adressaten der Anordnung ver-
fügt. … 
Dass anordnende Behörden inso-
fern teilweise schon ihrerseits
nicht die gegebenen Anforderun-
gen erfüllen, zeigt sich in Art und
Umfang der von diesen Behörden
vorgegebenen Antragsformulare,
wie sie vielfach im Internet zur

6 OLG Karlsruhe, VersR 76 668 
7 OLG Münster, Urteil vom 

12.11. 1992 – 1 U 2190/92; 
Zw VerkMitt 77 4

lich angepasste Beschilderungen
während arbeitsfreier Zeiten ge-
fordert werden sollten (z. B. am
Wochenende [RSA Teil A, Abs.
1.3.3 (5)]), findet sich praktisch in
keiner Anordnung. 
Urteile: Der Unternehmer muss
sich über die Verkehrsrechtliche
Anordnung im Klaren sein, er
muss sie selbst nachvollziehen
und sie für sachgerecht und aus-
reichend ansehen; andernfalls
darf er die Arbeitsstelle nicht er-
öffnen.6 Etwas weniger streng:
Dem Bauunternehmer wird zuge-
standen, sich auf die behördliche
Anordnung verlassen zu dürfen,
solange deren Mängel nicht offen-
sichtlich sind.7

Zu i und k: Auch die Polizei wird
im Regelfall über die Anordnung
informiert, da sie ggf. bei Unfäl-
len oder nach Beschädigungen
infolge eines Unwetters als Erste
die Notwendigkeit von Reparatu-
ren an Arbeitsstelleneinrichtun-
gen feststellt. Sie muss dann in
der Lage sein, möglichst umge-
hend den Verantwortlichen an-
sprechen zu können. Inakzeptabel
ist es daher, wenn die anord -
nenden Behörden den für die
 Verkehrsabsicherung Verantwort-
lichen in der Anordnung nicht
benennen. Die Möglichkeit des
Nachreichens der entsprechenden

sperrelemente sind heutiger
Stand der Technik. 
Im Gegensatz zum veröffentlich-
ten Bericht mit Ansichten aus frü-
heren Zeiten handelt der Verfas -
ser dieses Leserbriefes entspre-

Schon veröffentlichte Beiträge aus der Rubrik 
„Sicherung von Arbeitsstellen“:
n Straßenverkehrstechnik Ausgabe 6-2012, Seite 381-383: 

Einführung in die Thematik.
n Straßenverkehrstechnik Ausgabe 8-2012, Seite 504-505: 

Mehr Sicherheit und Qualität an Arbeitsstellen… bei 
mobilen Halteverboten.

n Straßenverkehrstechnik Ausgabe 10-2012, Seite 662-663:
Mehr Sicherheit und Qualität an Arbeitsstellen… bei 
der sicheren Aufstellung mobiler Verkehrsschilder.

n Straßenverkehrstechnik Ausgabe 12–2012, Seite 779–780:
Mehr Sicherheit und Qualität an Arbeitsstellen… bei 
Sicherung mobiler Verkehrsschilder gegen Windbelastung.

n Straßenverkehrstechnik Ausgabe 2–2013, Seite 93–94:
Mehr Sicherheit und Qualität an Arbeitsstellen… bei 
der Einrichtung von Umleitungsstrecken

n Straßenverkehrstechnik Ausgabe 4-2013, Seite 239-240:
Mehr Sicherheit und Qualität an Arbeitsstellen… bei der
Gestaltung von Absperreinrichtungen

Die Reihe wird fortgesetzt.

auch ein freundliches Bild ergibt.
Gelb heißt im Straßenverkehr
ACHTUNG und bei Fahrbahnmar-
kierungen geänderte Verkehrs-
führungen. Die 140 km sonnen-
gelben freundlichen B.AS.-Ab-

Leserbrief zum Beitrag „Mehr Sicherheit und Qualität
an Arbeitsstellen… 
bei der Gestaltung von Absperreinrichtungen,
Straßenverkehrstechnik, Ausgabe 4-2013, Seite 239-240:

Es war einmal ... 
So beginnen Märchen, die jedoch
nicht der Realität entsprechen.

Für den Verfasser des Berichtes ist
anscheinend das Bild der Absperr-
schranke das „allein seligmachen-
de“ Mittel, welches durch Auf-
stellvorrichtungen mit grauer,
schlecht sichtbarer Farbe „heraus-
gestellt“ werden muss. Die Auf-
stellung mobiler Verkehrszeichen
und Verkehrseinrichtungen sind
für Verkehrsteilnehmer „Hinder-
nisse“. Dazu gilt grundsätzlich das
Bürgerliche Gesetzbuch mit § 823,
in dem es sinngemäß heißt: „Wer
eine Gefahr für andere schafft, hat
dafür zu sorgen, dass diesen
nichts passiert“. Somit müssen alle
mobilen Verkehrszeichen und Ver-

kehrseinrichtungen einschließlich
Aufstellvorrichtungen im Stra-
ßenverkehr gut sichtbar sein, wo-
zu helle Farben und für den 
In dividualverkehr Retroreflexion
von Verkehrszeichen erforderlich
sind. 
Die damals unbeliebten Absperr-
schranken mit scharfen, meist
verrosteten Kanten wurden von
der B.AS. Verkehrstechnik AG im
Jahr 2004 durch Arbeitsstellen-
zäune aus schlagfestem Kunst-
stoff abgelöst. Die erste Produkti-
onsserie war in weiß, welche je-
doch von der BASt reklamiert
wurde, weil kein Kontrast zum
Weiß des Z 600 vorhanden war.
Deshalb erfolgte bei der B.AS. die
Umstellung auf Sonnengelb, wel-
ches neben der guten Sichtbarkeit

Bild 1: Vergangenheit – so war es ... 

Bild 2: Gegenwart –
so ist es ... 

Verfügung gestellt werden: 
Wenn Einzelheiten, die als Be-
standteile der Verkehrsrecht lichen
Anordnung zwingend erforderlich
sind, gar nicht erst abgefragt wer-
den, können sie hinterher in der
Anordnung auch nicht geregelt
werden. So ergab die Auswertung
einer Stichprobe von 40 Antrags-
formularen im Internet, dass
– nur rund 6 % vollständige An-

gaben fordern und

– 50 % nur etwa die Hälfte der
erforderlichen Angaben abfra-
gen. Insbesondere wird meist
nicht darauf hingewiesen, wel-
che Informationen für eine
ordnungsgemäße Anordnung
erforderlich sind. n
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